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Aufgrund von § 63 Abs. 2 des Sächsischen Wassergesetzes (SächsWG) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 18.10.2004 (GVBl. S. 482), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 08.12.2008 (GVBl. S. 940), und der §§ 4, 14 und 124 der Gemeindeordnung für den 
Freistaat Sachsen (SächsGemO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 18.03.2003 
(GVBl. S. 55, ber. S. 159), zuletzt geändert durch Gesetz vom 29.01.2008 (GVBl. S. 138) 
in Verbindung mit den §§ 2, 9, 17 und 33 des Sächsischen Kommunalabgabengesetzes 
(SächsKAG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 26.08.2004 (GVBl. S. 418), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 07.11.2007 (GVBl. S. 478), hat der Stadtrat der Stadt 
Heidenau in seiner öffentlichen Sitzung am 26. März 2009 folgende 
 
 

2. Satzung zur Änderung der Satzung 
über die öffentliche Abwasserbeseitigung der Stadt Heidenau 

(Abwassersatzung – AbwS) vom 29. September 2005 
 
 
beschlossen: 
 
 

Artikel 1 
Änderung der Satzung über die öffentliche Abwasserbeseitigung 

der Stadt Heidenau (Abwassersatzung - AbwS) 
 
 
Die Satzung über die öffentliche Abwasserbeseitigung der Stadt Heidenau (Abwasser-
satzung – AbwS) vom 29. September 2005 in der Fassung der 1. Satzung zur Änderung 
der Satzung über die öffentliche Abwasserbeseitigung der Stadt Heidenau (Abwasser-
satzung – AbwS) vom 25. Oktober 2007 wird wie folgt geändert: 
 
1. Der § 2 Abs. 3 wird wie folgt neu gefasst: 
 

„Private Grundstücksentwässerungsanlagen sind alle Anlagen, die der Sammlung, 
Behandlung, Prüfung und Ableitung des Abwassers bis zur öffentlichen Abwasseran-
lage dienen. Dazu gehören insbesondere Leitungen, die im Erdreich oder Funda-
mentbereich verlegt sind und das Abwasser dem Anschlusskanal zuführen (Grundlei-
tungen), Prüf- und Reinigungsschächte, Hebeanlagen, abflusslose Gruben und 
Kleinkläranlagen.“ 

 
2. Der § 7 wird wie folgt neu gefasst: 
 

„§ 7 
Einleitungsbeschränkungen 

 
(1) Die Stadt kann im Einzelfall die Einleitung von Abwasser von einer Vorbehand-

lung, Drosselung oder Speicherung abhängig machen, wenn seine Beschaffen-
heit oder Menge dies insbesondere im Hinblick auf den Betrieb der öffentlichen 
Abwasseranlagen oder auf sonstige öffentliche Belange erfordert. 

 
(2) Solange die öffentlichen Abwasseranlagen nicht bedarfsgerecht ausgebaut 

sind, kann die Stadt mit Zustimmung der unteren Wasserbehörde Abwasser, 
das wegen seiner Art oder Menge in den vorhandenen Abwasseranlagen nicht 
abgeleitet oder behandelt werden kann, von der Einleitung befristet ausschlie-
ßen (§138 Abs. 2 SächsWG). 
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(3) Abwasser darf durch den Grundstückseigentümer oder den sonstigen nach § 3 
Abs. 1 und 2 Verpflichteten nur dann in öffentliche Abwasseranlagen, die nicht 
an ein öffentliches Klärwerk angeschlossen sind, eingeleitet werden, wenn die-
ses zuvor ausreichend und dem Stand der Technik entsprechend behandelt 
worden ist. Für vorhandene Einleitungen kann die Stadt die Einhaltung von be-
stimmten Einleitwerten festlegen und für die Erfüllung dieser Pflichten bestimm-
te Fristen setzen, um eine Begrenzung der kommunalen Einleitwerte nach dem 
Stand der Technik gemäß Satz 1 in den durch die Stadt festgelegten Zeiträu-
men sicherzustellen. Erfüllt der Grundstückseigentümer oder der sonstige nach 
§ 3 Abs. 1 und 2 Verpflichtete die Festlegungen innerhalb der gesetzten Frist 
nicht, kann die Stadt ihn von der Einleitung ausschließen. § 48 Abs. 1 bleibt un-
berührt. 

 
(4) Die Einleitung von Abwasser, dass der Beseitigungspflicht nicht unterliegt und 

von sonstigem Wasser, bedarf der schriftlichen Genehmigung der Stadt.“ 
 
3. Der § 8 Abs. 2 wird wie folgt neu gefasst: 
 

„Die Eigenkontrolle und Wartung einer Kleinkläranlage bzw. einer abflusslosen Grube 
hat den Anforderungen der Verordnung des Sächsischen Staatsministeriums für 
Umwelt und Landwirtschaft zu den Anforderungen an Kleinkläranlagen und abfluss-
lose Gruben, über deren Eigenkontrolle und Wartung sowie deren Überwachung 
(Kleinkläranlagenverordnung) vom 19.06.2007 (GVBl. S. 281) in der jeweils gelten-
den Fassung zu genügen. Danach erforderliche Wartungen einer Kleinkläranlage 
sind durch den Hersteller oder einen Fachbetrieb auszuführen. Das Betriebsbuch ei-
ner Kleinkläranlage bzw. einer abflusslosen Grube ist nach deren endgültiger Stillle-
gung bis zum Ende des 5. folgenden Kalenderjahres aufzubewahren. Im Falle eines 
Rechtsstreits ist das Betriebsbuch bis zum Ablauf eines Jahres nach dessen rechts-
kräftigem Abschluss aufzubewahren.“ 

 
4. Dem § 8 wird folgender Abs. 3 angefügt: 
 

„Die Stadt kann – soweit Abs. 2 nicht zur Anwendung kommt – in entsprechender 
Anwendung der Vorschriften der Verordnung des Sächsischen Staatsministeriums für 
Umwelt und Landwirtschaft über Art und Häufigkeit der Eigenkontrolle von Abwas-
seranlagen und Abwassereinleitungen (Eigenkontrollverordnung) in der jeweils gel-
tenden Fassung auch verlangen, dass eine Person bestimmt wird, die für die Bedie-
nung der Anlage und für die Führung des Betriebstagebuches verantwortlich ist. Das 
Betriebstagebuch ist mindestens fünf Jahre lang, vom Datum der letzten Eintragung 
oder des letzten Beleges an gerechnet, aufzubewahren und der Stadt auf Verlangen 
vorzulegen. Im Falle eines Rechtsstreits ist das Betriebstagebuch bis zum Ablauf ei-
nes Jahres nach dessen rechtskräftigem Abschluss aufzubewahren.“ 
 

5. Der § 19 wird wie folgt neu gefasst: 
 

„§ 19 
Dezentrale Abwasseranlagen 

 
(1) Die Entsorgung des Schlammes aus Kleinkläranlagen mit biologischer Reini-

gungsstufe und des Inhalts abflussloser Gruben erfolgt bedarfsgerecht, für alle 
anderen Anlagen und in den Fällen des Absatzes 3 Satz 4 erfolgt sie regelmä-
ßig oder nach Bedarf.  
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(2) Die bedarfsgerechte oder regelmäßige Entsorgung erfolgt zu dem von der Stadt 
für jede Kleinkläranlage und abflusslose Grube unter Berücksichtigung der Her-
stellerhinweise, der DIN 4261 Teil 1 in der jeweils geltenden Ausgabe bzw. der 
DIN EN 12566 Teil 1 in der jeweils geltenden Ausgabe, sowie den Bestimmun-
gen der allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassung festgelegten Zeitpunkt oder 
mindestens in den in der wasserrechtlichen Entscheidung festgelegten Abstän-
den. Die DIN und DIN EN-Normen sind im Beuth Verlag GmbH, Berlin, erschie-
nen und beim Deutschen Patent- und Markenamt in München archivmäßig ge-
sichert niedergelegt. Die Stadt oder der Beauftragte geben die Entsorgungster-
mine bekannt, die Bekanntgabe kann öffentlich erfolgen.  

 
(3) Voraussetzung für eine bedarfsgerechte Fäkalschlammentsorgung ist, dass der 

Grundstückseigentümer oder der sonstige nach § 3 Abs. 1 und 2 Verpflichtete 
regelmäßig eine fachgerechte Schlammspiegelmessung durchführen lässt und 
der Stadt den etwaigen Bedarf für eine Entleerung unverzüglich anzeigt. Erfolgt 
anlässlich der Wartung einer Kleinkläranlage eine Schlammspiegelmessung, so 
ist das Messprotokoll der Stadt unverzüglich zuzusenden; Abs. 8 lit. a) bleibt 
unberührt. Die Anzeige hat für abflusslose Gruben spätestens dann zu erfolgen, 
wenn diese bis auf 50 cm unter Zulauf angefüllt sind. Wird keine Schlammspie-
gelmessung durchgeführt oder werden die Ergebnisse der Messungen nicht 
rechtzeitig nach Satz 1 bis 3 der Stadt mitgeteilt, so erfolgt eine regelmäßige 
Entsorgung.  

 
(4) Die Stadt kann die dezentralen Abwasseranlagen auch zwischen den nach Abs. 

1 und 2 festgelegten Terminen und ohne Anzeige nach Abs. 3 entsorgen, wenn 
aus Gründen der Wasserwirtschaft ein sofortiges Leeren erforderlich ist.  

 
(5) Der Grundstückseigentümer oder der sonstige nach § 3 Abs. 1 und 2 Verpflich-

tete ist dafür verantwortlich, dass die dezentralen Abwasseranlagen jederzeit 
zum Zwecke des Abfahrens des Abwassers zugänglich sind und sich der Zu-
gang in einem verkehrssicheren Zustand befindet.  

 
(6) Zur Entsorgung der dezentralen Abwasseranlagen und zur Überwachung nach 

Abs. 7 und 8 ist den Beauftragten der Stadt ungehindert Zutritt zu allen Teilen 
der Kleinkläranlagen und abflusslosen Gruben zu gewähren.  

 
(7) Die Überwachung der Eigenkontrolle und Wartung der Kleinkläranlagen und ab-

flusslosen Gruben erfolgt auf der Grundlage der Kleinkläranlagenverordnung. 
Durch die Stadt festgestellte und gegenüber dem Grundstückseigentümer oder 
dem sonstigen nach § 3 Abs. 1 und 2 Verpflichteten beanstandete Mängel sind 
von diesem innerhalb der gesetzten Frist zu beheben; die Stadt ist hierüber un-
verzüglich schriftlich in Kenntnis zu setzen.  

 
(8) Die Überwachung der Eigenkontrolle im Sinne des Abs. 7 Satz 1 wird wie folgt 

durchgeführt: 
 

a) Der Grundstückseigentümer bzw. der nach § 3 Abs. 1 und 2 Verpflichtete 
hat der Stadt bei Kleinkläranlagen, für die die Wartung durch den Hersteller 
oder einen Fachbetrieb vorgeschrieben ist, die Wartungsprotokolle zuzu-
senden.  

 
b) Bei sonstigen Kleinkläranlagen und abflusslosen Gruben erfolgt die Über-

wachung durch Einsichtnahme in das Betriebsbuch und Sichtkontrolle der 
Anlage anlässlich der Fäkalschlammabfuhr oder Entleerung der abflusslo-
sen Gruben. 
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(9) Kleinkläranlagen, abflusslose Gruben und deren Nebeneinrichtungen sind un-

verzüglich außer Betrieb zu setzen, sobald das Grundstück an ein öffentliches 
Klärwerk angeschlossen ist. Den Aufwand für die Stilllegung trägt der Grund-
stückseigentümer oder sonstige nach § 3 Abs. 1 Verpflichtete.  

 
(10) § 18 Abs. 2 gilt entsprechend.“ 

 
6. Der § 29 Abs. 2 wird wie folgt neu gefasst: 
 

„Bei Grundstücken, die nach § 21 Abs. 2 beitragspflichtig sind (z.B. Außenbereich 
gemäß § 35 BauGB), ist bei bebauten Grundstücken die Zahl der tatsächlich vorhan-
denen Geschosse maßgebend. Bei unbebauten Grundstücken, für die ein Bauvorha-
ben genehmigt ist, gilt die Zahl der genehmigten Geschosse. Bei unbebauten 
Grundstücken und bei Grundstücken mit nur untergeordneter Bebauung gilt ein Nut-
zungsfaktor von 1,0.“ 

 
7. Der § 29 Abs. 3 wird wie folgt neu gefasst: 
 

„Als Geschosse nach den Absätzen 1 und 2 gelten Vollgeschosse im Sinne von § 25 
Abs. 1. Überschreiten Geschosse, die nicht als Wohn- oder Büroräume genutzt wer-
den, die Höhe von 3,5 m, so gilt als Geschosszahl die Baumasse des Bauwerks ge-
teilt durch die überbaute Grundstücksfläche und nochmals geteilt durch 3,5. Bei 
Grundstücken nach Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 mit Gebäuden ohne ein Vollge-
schoss oder bei Gebäuden mit nur einem Vollgeschoss und mindestens zwei weite-
ren Geschossen, die nicht Vollgeschosse im Sinne des § 25 Abs. 1 sind, ergibt sich 
die Geschosszahl aus der tatsächlich vorhandenen Baumasse des Bauwerks geteilt 
durch die überbaute Grundstücksfläche und nochmals geteilt durch 3,5. Überschrei-
ten Geschosse, die nicht als Wohn- oder Büroräume genutzt werden, die Höhe von 
3,5 m, so gilt als Geschosszahl die Baumasse des Bauwerks geteilt durch die über-
baute Grundstücksfläche und nochmals geteilt durch 3,5; Bruchzahlen werden auf 
die nächstfolgende volle Zahl aufgerundet.“ 

 
8. Der § 46 Abs. 3 wird wie folgt neu gefasst: 
 

„Unverzüglich haben der Grundstückseigentümer und die sonst zur Nutzung eines 
Grundstücks oder einer Wohnung berechtigten Personen der Stadt mitzuteilen: 

 
1. Änderungen der Beschaffenheit, der Menge und des zeitlichen Anfalls des Ab-

wassers; 
2. wenn gefährliche oder schädliche Stoffe in die öffentlichen Abwasseranlagen ge-

langen oder damit zu rechnen ist; 
3. den Entleerungsbedarf der abflusslosen Gruben und Kleinkläranlagen gemäß § 

19 Abs. 3.“ 
 
9. Der § 47 Abs. 4 wird wie folgt neu gefasst: 
 

„Eine Haftung nach den Vorschriften des Haftpflichtgesetzes bzw. des Gesetzes über 
die Vermeidung und Sanierung von Umweltschäden (Umweltschadensgesetz) bleibt 
unberührt.“ 
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10. Der § 49 Abs. 1 Nr. 4 wird wie folgt neu gefasst: 
 

„entgegen einer auf Grundlage von § 7 Abs. 3 Satz 1 und Satz 2 erlassenen Rege-
lung Abwasser einleitet,“ 

 
 
 
 

Artikel 2 
Neubekanntmachung 

 
Der Bürgermeister kann den Wortlaut der Satzung über die öffentliche Abwasserbeseiti-
gung der Stadt Heidenau (Abwassersatzung – AbwS) in der ab dem In-Kraft-Treten die-
ser Satzung geltenden Fassung im Amtsblatt der Stadt Heidenau „Heidenauer Journal“ 
bekannt machen.  
 
 
 
 

Artikel 3 
In-Kraft-Treten 

 
Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft.  
 
 
 
Heidenau, 27. März 2009 
 
 
 
 
 
       Jacobs 
       Bürgermeister 
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Hinweise nach § 4 Abs. 4 der Gemeindeordnung für den Freistaat Sachsen (Sächs-
GemO) 
 
Satzungen, die unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften zustande ge-
kommen sind, gelten ein Jahr nach ihrer Bekanntmachung als von Anfang an gültig zu-
stande gekommen. Dies gilt nicht, wenn 
1. die Ausfertigung der Satzung nicht oder fehlerhaft erfolgt ist, 
2. Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzungen, die Genehmigung oder die Be-

kanntmachung der Satzung verletzt worden sind, 
3. der Bürgermeister dem Beschluss nach § 52 Abs. 2 SächsGemO wegen Gesetz-

widrigkeit widersprochen hat, 
4. vor Ablauf der in Satz 1 genannten Frist 

a) die Rechtsaufsichtsbehörde den Beschluss beanstandet hat oder 
b) die Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschriften gegenüber der Gemeinde 

unter Bezeichnung des Sachverhalts, der die Verletzung begründen soll, schrift-
lich geltend gemacht worden ist. 

Ist eine Verletzung nach Satz 2 Nr. 3 oder 4 geltend gemacht worden, so kann auch 
nach Ablauf der in Satz 1 genannten Frist jedermann diese Verletzung geltend machen. 
 
 
 
 
Heidenau, 27. März 2009 
 
 
 
 

Jacobs  
Bürgermeister  

 


